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mit Energielobbyisten? Womöglich während ihrer von uns allen 
bezahlten Arbeitszeit? Eben!

Letztlich dient auch diese Diskussion nichts anderem, als Euer 
berechtigtes Anliegen zu delegitimieren und davon abzulenken. 
Ihr habt es längst selber gemerkt: Wer über „Schuleschwänzen“ 
spricht, braucht sich scheinbar mit den Folgen des Klimawandels 
nicht mehr auseinanderzusetzen.

Umweltpolitik und Klimawandel sind nicht die Kernkompeten-
zen des FIfF. Doch auch wir beschäftigen uns damit: Bei der Kon-
ferenz „Bits & Bäume“5 setzten wir uns gemeinsam mit vielen 
Umweltorganisationen mit dem Zusammenhang von Ökologie 
und Digitalisierung auseinander. Eins ist völlig klar: Der Klima-
wandel betrifft uns alle – und so seid Euch unserer umfassenden 
Unterstützung gewiss.

Mit FIfFigen Grüßen
Stefan Hügel

Anmerkungen

1  https://fridaysforfuture.de

2  Webseite und Stellungnahme unter https://www.scientists4future.org; 

die Aufzeichnung von der Bundespressekonferenz am 12. März 2019 

ist unter https://www.youtube.com/watch?v=OAoPkVfeTo012 zu 

finden.

3  Lesenswert dazu: von Lucke A (2019) „Fridays for Future“: Der Kampf 

um die Empörungshoheit. Wie die junge Generation um ihre Stimme 

gebracht werden soll. Blätter für deutsche und internationale Politik 

3‘19, https://www.blaetter.de/archiv/jahrgaenge/2019/maerz/fridays-

for-future-der-kampf-um-die-empoerungshoheit

4  Rede von Greta Thunberg vor der UN-Klimaschutzkonferenz in  

Katowice, https://www.youtube.com/watch?v=qvmwt8iJIB4

5  Die Webseiten zur Konferenz sind unter https://bits-und-baeume.org 

zu finden. Ein Dokumentationsband ist in Vorbereitung.

Dagmar Boedicker

70 Jahre Grundgesetz

Alle staatliche Gewalt ist laut Artikel 1 des Grundgesetzes verpflichtet, die Würde des Menschen nicht nur zu achten, sondern sie 
auch zu schützen. Leider fällt eine Bilanz darüber beschämend aus, wie die staatliche Gewalt dieser Pflicht in den letzten Jahr-
zehnten nachgekommen ist. Sie muss etwas falsch verstanden haben, wenn sie nicht etwa die unantastbare Würde des Menschen 
als Super grundrecht betrachtet, sondern ein Innenminister1 ein fiktives Supergrundrecht Sicherheit propagiert. Selbst an diesem 
Anspruch dürfen wir sie aber nicht messen, denn sicher sind wir in Zeiten der Insecurity of Things (IoT) und der massenhaften Aus-
spähung durch staatliche und private Stellen wahrhaftig nicht. Es wird Zeit, unsere enteignete Würde zurück zu erobern, auch von 
unseren Repräsentanten in den Parlamenten. Leider genügt es nicht, wenn das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) uns den Anspruch 
darauf bescheinigt, sich der Gesetzgeber aber einfach einen Dreck darum schert.

Wie fragil die Demokratie ist, wenn zu wenige sie verteidigen, wird uns wohl die Wahl zum Europäischen Parlament am 26. Mai de-
monstrieren. Bisher standen dort freiheitlich denkende Abgeordnete den nationalen Bedürfnissen nach Überwachung immer wieder 
mal im Weg.2 Das wird sich ändern, wenn wir nicht erkennen, dass Freiheit nicht allen Abgeordneten ein Anliegen ist, und dass die 
Zahl derjenigen ein beängstigendes Ausmaß erreicht hat, die Kontrolle über unsere Meinung und unser Verhalten höher bewerten. 
Sie bevorzugen die Einschüchterung durch ausufernde Überwachung.

Vorderseite der 10-DM-Gedenkmünze  
„50 Jahre Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland“

Es ist an sich gut, dass viele nationale Kompetenzen auf die Ebene 
der Europäischen Union verlagert worden sind, denn National-
staaten können sie angesichts der technischen und ökonomi-
schen Globalisierung nicht mehr ausreichend wahrnehmen. Die 
Grundrechte-Charta der EU und die Menschenrechts-Konvention 
des Europarats sollten unsere Freiheitsrechte auch ausreichend 
schützen. Wieso fällt dann aber trotz mehrerer Urteile des Eu-
ropäischen Gerichtshofs (EuGH), des Europäischen Gerichtshofs 
für Menschenrechte (EGMR) und des Bundesverfassungsgerichts 
(BVerfG) die Überwachungsgesamtrechnung desaströs aus und 
nur die üblichen Verdächtigen regen sich darüber auf?

1949. Großartiges Versprechen

Im Grundgesetz finden sich Lehren aus den Erfahrungen mit der 
Nazi-Diktatur. Freiheitsrechte sind festgeschrieben, wie das Ab-
wehrrecht gegenüber dem Staat und das Asylrecht. Artikel 1 un-
terliegt der Ewigkeitsgarantie, der Bundestag kann ihn nicht än-
dern, auch nicht mit verfassungsändernder Mehrheit.3 Artikel 1 
verpflichtet den Staat dazu, die Menschenwürde nicht nur zu 

achten sondern auch aktiv zu schützen. „In keinem Fall darf ein 
Grundrecht in seinem Wesensgehalt angetastet werden.“4 Eine 
unabhängige Justiz soll dem Gesetzgeber auf die Finger sehen. 
Medien haben die Aufgabe, die Legislative, Exekutive und Judi-
kative zu beobachten und frei und unabhängig zu informieren. 
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Jeder Mensch im Geltungsbereich des Grundgesetzes hat das 
Recht auf ihre/seine Meinung, auch darauf, sie zu äußern. Das 
sind Grundbedingungen der freiheitlich demokratischen Grund-
ordnung.

2019. Große Enttäuschung

Inzwischen bestimmen zwei Generationen ohne Diktatur- und 
Kriegserfahrung das politische Geschehen. Wäre es unfair, wenn 
man ihnen – oder vielmehr uns – vorwerfen würde, geschichts-
vergessen zu sein? Möglicherweise braucht das unvernünftige 
Menschengeschlecht direkte Erfahrung, zumindest von Zeitzeu-
gen im Nahbereich. Es hätte geholfen, wenn die Mitgliedstaa-
ten der EU nach dem Fall des Eisernen Vorhangs ihre Diktatur-
erfahrungen gemeinsam aufgearbeitet hätten. Griechenland 
und Slowenien, Portugal, Polen und die Slowakei hätten sich 
und uns viel zu sagen gehabt. Ein solcher Diskurs vieler Stimmen 
hat nicht stattgefunden. Vielleicht will sich niemand daran erin-
nern, wohin es führt, wenn ein Autokrat auf Untertanen trifft. 
Anders kann ich mir das Desinteresse vieler an Demokratie und 
Rechtsstaat nicht erklären und den Eifer von Abgeordneten, im 
Rechtsstaat wie in einem Steinbruch zu Werke zu gehen.

Wir haben Anlass, an der Verwirklichung nahezu aller Konzepte 
der vier Verfassungsmütter und 61 Verfassungsväter zu zwei-
feln: Der Gesetzgeber versäumt es seit Gründungszeiten des 
Internet, uns vor Datenkraken zu schützen, seien es Geheim-
dienste, IT-Monopolisten oder andere. Ganz im Gegenteil be-
dient er sich der allgegenwärtigen Technik, um die in zahllosen 
Gesetzen erlaubte heimliche Überwachung durchzuführen und 

zerstört unsere Erwartungen an eine weder dem Staat noch an-
deren zugängliche Privatsphäre.

Sind die Medien ein kontrollierendes Gegengewicht? Der Blick 
auf die Kommunikationskultur in manchen Echokammern der 
sogenannten sozialen Netze überzeugt nicht recht. Klassische 
Medien wie die gedruckten, das Fernsehen oder Radio sehen 
sich unter Wettbewerbsdruck und oft überfordert von ihrer Auf-
gabe. Sie sollen über wenig klare und viel zu viele Gesetzes-
normen informieren, bei zu geringen Kontrollrechten und Aus-
kunftspflichten. Da ist es eine undankbare Arbeit, Transparenz 
herzustellen, zumal Zuschauer, Hörer und Leser wenig Interesse 
dafür aufbringen.

Was können wir von der Justiz erwarten? Sie soll die rechtmä-
ßige Gestaltung und Umsetzung der Gesetze prüfen, von Ge-
setzen, deren Gehalt immer wieder vom Bundesverfassungsge-
richt als verfassungswidrig beurteilt wurde. Viel hilft das nicht, 
wenn das Bundesverfassungsgericht beispielsweise Regelungen 
im BKA-Gesetz schon 20085 und erneut 20166 als nicht mit der 
Verfassung vereinbar erklärt. Wie viele Verfassungsbeschwerden 
gegen wie viele Sicherheitsgesetze sind eigentlich anhängig vor 
dem Bundes- und vor Landesverfassungsgerichten? Wie lange 
dauert es, bis die Gerichte entscheiden? Richtet sich der Gesetz-
geber nach ihren Urteilen, nachdem sie entschieden haben? Bis 
dahin wenden die Sicherheitsbehörden diese Gesetze regelmä-
ßig weiterhin an und sammeln Information über uns, was das 
Zeug hält.

Exekutive und Parlamente tasten Grundrechte in ihrem We-
sensgehalt an und weigern sich, darüber Rechenschaft abzule-
gen. Eine solche Rechenschaft würde voraussetzen, dass sie jede 
neue Befugnis im Licht dessen betrachten, was bereits möglich 
ist, und den Nachweis liefern, dass vorhandene Maßnahmen er-
folgreich waren und ihre Ausweitung unabdingbar ist.

Was können wir tun?

Wir fordern eine Überwachungsgesamtrechnung vor jedem Ge-
setz auf Landes- oder Bundesebene, das Überwachungsbefug-
nisse enthält. Der Gesetzgeber muss nachweisen, dass weitere 
Überwachungsbefugnisse erforderlich sind, und prüfen, ob sie 
dem Verfassungsgerichts-Urteil noch entsprechen oder es be-
reits missachten. In einem Beitrag auf Seite 8 konkretisiere ich, 
warum wir eine solche Überwachungsgesamtrechnung brau-
chen, und welche weiteren Forderungen sinnvoll sind.

Anmerkungen
1  Friedrich, 2013, anlässlich der NSA-Affäre, deren Aufdeckung wir dem 

Whistleblower Edward Snowden zu verdanken haben.

2  Siehe Datenschutz-Grundverordnung, Verordnung über Europäische 

Herausgabeanordnungen und Sicherungsanordnungen für elektroni-

sche Beweismittel in Strafsachen, Vereinbarung der EU-Staaten zum 

Austausch von Fluggastdaten, …
3  Artikel 79 (3) GG

4  Artikel 19 (2) GG

5  BVerfG, U. v. 07.02.2008, BVerfGE 120, 274

6  BVerfG, U. v. 20.04.2016, BVerfGE 141, 220 (sog. BKAG-Urteil)

Erste Ausgabe des Bundesgesetzblatts I vom 23.05.1949  
mit dem Text des Grundgesetzes
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